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Auftrag Roland Heim (CVP, Solothurn): Rechtsunsicherheit betr. Nichterreichen des 

Quorums für den 2. Wahlgang bei einer Majorzwahl, wenn mehr als 1 Sitz zu besetzen 

ist    

  

Der Kantonsrat von Solothurn beschliesst: 

 

Der Auftrag „Rechtsunsicherheit betr. Nichterreichen des Quorums für den 2. Wahlgang bei ei-

ner Majorzwahl, wenn mehr als 1 Sitz zu besetzen ist“ wird erheblich erklärt. 

 

Da die heute praktizierte Auslegung des Gesetzes über die politischen Rechte (GpR) durch die 

Staatskanzlei bewirken kann, dass in einer Majorzwahl, bei der 5 Sitze zu besetzen sind, Kandi-

daten, obwohl sie im ersten Wahlgang von 20% der Stimmenden gewählt wurden, nicht mehr 

zum 2. Wahlgang zugelassen sind, wird der Regierungsrat beauftragt, hier eine Praxisänderung 

zu bewirken und/oder die entsprechenden rechtlichen Grundlagen zu ändern, zu präzisieren 

oder zu ergänzen.  

Damit soll bewirkt werden, dass die Auslegung von § 46 Abs. 1 GpR, der bei Majorzwahlen die 

Bedingung für die Zulassung zu einem ev. 2. Wahlgang regelt (Quorum=5%) in ähnlicher Art 

und Weise interpretiert wird, wie § 113 Abs. 2, der die Berechnung des absoluten Mehrs regelt.  

Die Bestimmung des 5%-Quorums sollte, wie das auch bei der Bestimmung des absoluten Mehrs 

(50%-Quorum) ganz automatisch geschieht, in Abhängigkeit zur Anzahl der zu vergebenden 

Sitze geschehen. Welche Basis letztlich für die Berechnung des 5%-Quorums sinnvoll ist, kann 

hier noch offen gelassen werden. Denkbar wäre ein Quorum bezogen auf das absolute Mehr 

oder auf die Anzahl der gültig Stimmenden (Personen) oder auf eine der Sitzzahl angepasste 

Kennzahl, die sich aus dem Total der gültigen Stimmen herleitet. 

Gleichzeitig soll der Regierungsrat überprüfen, ob auch die Regelung der Berechnung des abso-

luten Mehrs gemäss § 113 Abs. 2 GpR eine Präzisierung erfahren muss, da auch in diesem Artikel 

die notwendige “Division der Summe von gültigen und leeren Stimmen durch die Anzahl zu 

vergebender Sitze“ mit keiner Silbe erwähnt wird, aus mathematischen Gründen aber zwingend 

vorgenommen werden muss. 

Da bereits im Frühjahr 2013 wieder Majorzwahlen stattfinden, drängt sich eine dringliche Be-

handlung dieses Auftrages auf, um bis dahin eventuelle Gesetzesanpassungen machen zu kön-

nen. 

 

 

Im Namen des Kantonsrats 

Christian Imark Fritz Brechbühl 

Präsident Ratssekretär 

 

 

Dieser Beschluss unterliegt nicht dem Referendum. 
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